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Umsatzsteuer 
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Referentenentwurf des BMUV zu einem Dritten Gesetz zur Änderung 
des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes 
Ihre E-Mail vom 02.05.2024   
Aktenzeichen: 3012/000-2022.003 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
für die Übermittlung des oben genannten Referentenentwurfs und die 
Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen, danke ich Ihnen. Auch aus Sicht 
des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr NRW sind Ände
rungen des ElektroG erforderlich, da es derzeit nicht ersichtlich ist, dass 
mit den bestehenden Strukturen bei der Sammlung von Elektroaltgeräten 
die europäischen Vorgaben zur Sammelquote erreicht werden können.  
 
In dem Entwurf adressieren Sie zum einen die Steigerung der Sammel
menge, um dem Verfehlen der EU-rechtlich vorgegebenen Sammelquote 
entgegenzuwirken, und zum anderen das Brandrisiko durch Lithium-Bat
terien.  
 
Auf Grund der kontinuierlich verfehlten Sammelquote ist der Handlungs
bedarf in diesem Bereich unumstritten. Aus Sicht des Ministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Verkehr NRW wird der vorliegende Entwurf da
her begrüßt. 
Die Maßnahmen des Referentenentwurfs sind unterstützungswürdig, da 
sie geeignet sind die Sammelmenge zu erhöhen.  
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In Bezug auf die neue Rücknahmepflicht für die Vertreiber von elektroni
schen Einweg-Zigaretten nach § 17 Absatz 1a sollte aber noch eine ent
sprechende Sanktionsmöglichkeit geschaffen werden, da die Vollzugsbe
hörden die Vorgaben sonst nicht effektiv durchsetzen können. 
 
Bei gleichbleibender Menge an in Verkehr gebrachten Neugeräten muss 
die absolute Sammelmenge in sehr großem Maße gesteigert werden. Es 
ist zumindest zweifelhaft, ob die Maßnahmen ausreichen um die vorge
schriebene Sammelquote zu erreichen. Weitere Maßnahmen würden da
her begrüßt. 
 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass die Sammelquote maßgeblich von der 
Menge an in Verkehr gebrachten Neugeräten beeinflusst wird. Im Rah
men der aktuellen Berechnungsmethode wird es sehr schwer, die Sam
melquote zu erfüllen, wenn die Menge an Neugeräten in dem gleichen 
Maße steigt wie in den letzten Jahren. 
Daher scheint es zusätzlich notwendig, Maßnahmen zum nachhaltigen 
Konsum und längerer Nutzung von Elektrogeräten zu ergreifen. Diese 
müssen nicht zwangsläufig im ElektroG verankert sein, sondern könnten 
sich z.B. auch in der nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie oder in der 
Ökodesign-VO wiederfinden. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
 

 




